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I. Geltungsbereich/Vertragsschluss
Die allgemeinen Geschäftsbedingungen regeln das Zu-
standekommen des Vertrages, Pfl ichten der
Schweizer GmbH - Druck- und Werbetechnik
Ulmenstraße 8
71272 Renningen
im Folgenden Anbieter/Auftragnehmer/Schweizer GmbH 
genannt und des Kunden sowie die Abwicklung der zwi-
schen dem Kunden und der Schweizer GmbH geschlosse-
nen Verträge. 
Diese Allgemeinen Geschäfts-, Zahlungs- und Lieferungs-
bedingungen (AGB) gelten für alle Geschäftsbeziehungen 
mit Unternehmern (§ 14 BGB), juristischen Personen des 
öff entlichen Rechts oder öff entlich-rechtlichen Sonder-
vermögen. Entsprechende Aufträge werden ausschließ-
lich auf der Grundlage nachfolgender Bedingungen 
ausgeführt; andere Bedingungen werden nicht Vertrags-
inhalt, auch wenn wir ihnen nicht ausdrücklich widerspre-
chen. Individuelle Vertragsabreden haben Vorrang vor 
diesen AGB.

II. Preise
1. Die im Angebot des Auftragnehmers genannten Preise 
gelten unter dem Vorbehalt, dass die der Angebotsab-
gabe zugrunde gelegten Auftragsdaten unverändert 
bleiben, längstens jedoch vier Wochen nach Eingang des 
Angebotes beim Auftraggeber. Bei Aufträgen mit Liefe-
rung an Dritte gilt der Besteller als Auftraggeber, soweit 
keine anderweitige ausdrückliche Vereinbarung getroff en 
wurde. Die Preise des Auftragnehmers enthalten keine 
Mehrwertsteuer. Die Preise des Auftragnehmers gelten 
ab Werk. Sie schließen Fracht, Porto, Versicherung und 
sonstige Versandkosten nur dann ein, wenn dies aus-
drücklich im Angebot vermerkt ist.
2. Nachträgliche Änderungen auf Veranlassung des 
Auftraggebers einschließlich des dadurch verursach-
ten Maschinenstillstandes werden dem Auftraggeber 
berechnet. Als nachträgliche Änderungen gelten auch 
Wiederholungen von Probeandrucken, die vom Auftrag-
geber wegen geringfügiger Abweichung von der Vorlage 
verlangt werden.
3. Skizzen, Entwürfe, Probesatz, Probedrucke, Korrektur-
abzüge, Änderung angelieferter/übertragener Daten und 
ähnliche Vorarbeiten, die vom Auftraggeber veranlasst 
sind, werden berechnet. Gleiches gilt für Datenübertra-
gungen.
4. Bei Aufträgen mit Lieferung an Dritte gilt der Besteller 
als Auftraggeber, soweit keine anderweitige ausdrückli-
che Vereinbarung getroff en wurde.

III. Zahlung
1. Die Zahlung hat sofort nach Erhalt der Rechnung ohne 
jeden Abzug zu erfolgen. Eine etwaige Skontovereinba-
rung bezieht sich nicht auf Fracht, Porto, Versicherung 
oder sonstige Versandkosten. Die Rechnung wird unter 
dem Tag der Lieferung, Teillieferung oder Lieferbereit-
schaft (Holschuld, Annahmeverzug) ausgestellt. 
Sofern nichts anderes vereinbart, versendet der Auftrag-
nehmer die Rechnungsbelege elektronisch per Email an 
die Ihm bekannte Adresse.
2. Bei außergewöhnlichen Vorleistungen kann angemes-
sene Vorauszahlung verlangt werden.
3. Der Auftraggeber kann nur mit einer unbestrittenen, 
entscheidungsreifen oder rechtskräftig festgestellten 
Forderung aufrechnen oder ein Zurückbehaltungsrecht 
ausüben. Dies gilt nicht für etwaige auf Fertigstellungs- 
oder Mängelbeseitigungskosten gerichtete Ansprüche 
des Auftraggebers.
4. Wird nach Vertragsschluss erkennbar, dass die Erfüllung 
des Zahlungsanspruchs durch die mangelnde Leistungs-
fähigkeit des Auftraggebers gefährdet wird, so kann der 
Auftragnehmer die Leistung verweigern. Das Leistungs-
verweigerungsrecht entfällt, wenn die Gegenleistung 
bewirkt oder Sicherheit für sie geleistet ist. § 321 II BGB 
bleibt unberührt.
Der Auftragnehmer kann die Leistung auch dann ver-
weigern, wenn er aus demselben rechtlichen Verhältnis 
einen fälligen Anspruch gegen den Auftraggeber hat, bis 
die ihm gebührende Leistung bewirkt wird. § 273 III BGB 
bleibt unberührt.
Diese Rechte stehen dem Auftragnehmer auch zu, wenn 
der Auftraggeber trotz einer verzugsbegründeten Mah-
nung keine Zahlung leistet.
5. Zahlungsverzug entsteht, wenn der Rechnungsbetrag 
nicht bis zum in der Rechnung aufgeführten Zahlungsziel 
beglichen wurde. Dies gilt auch ohne Mahnung an den 
Auftraggeber.
6. Bei Zahlungsverzug sind Gebühren von 5 Euro je 
Mahnung zuzüglich Verzugszinsen in Höhe von 9% über 
dem jeweiligen Basiszinssatz zu zahlen, der gemäß dem 
Diskontsatzüberleitungsgesetz von der Europäischen 
Zentralbank festgelegt ist. Die Geltendmachung weiteren 
Verzugsschadens wird hierdurch nicht ausgeschlossen.

IV. Lieferung
1. Soll die Ware versendet werden, geht die Gefahr auf 
den Auftraggeber über, sobald die Sendung an die den 
Transport durchführende Person übergeben worden ist.
2. Liefertermine sind nur gültig, wenn sie vom Auftrag-
nehmer ausdrücklich bestätigt werden. Wird der Vertrag 
schriftlich abgeschlossen, bedarf auch die Bestätigung 
über den Liefertermin der Schriftform.
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3. Gerät der Auftragnehmer in Verzug, so ist ihm zunächst 
eine angemessene Nachfrist zu gewähren. Nach frucht-
losem Ablauf der Nachfrist kann der Auftraggeber vom 
Vertrag zurücktreten. § 361 BGB bleibt unberührt.
4. Vom Auftragnehmer nicht zu vertretende lieferverzö-
gernde Ereignisse von vorübergehender Dauer – insbe-
sondere Betriebsstörungen, Transportverzögerungen, 
Streiks, Aussperrungen, behördliche Maßnahmen, die 
ausbleibende, nicht richtige oder nicht rechtzeitige 
Belieferung durch Lieferanten – sowie alle Fälle höherer 
Gewalt, berechtigen den Auftraggeber nur dann zum 
Rücktritt vom Vertrag, wenn ihm ein weiteres Festhalten 
am Vertrag objektiv nicht zugemutet werden kann, an-
dernfalls verlängert sich die Lieferfrist um die Dauer der 
durch die Störung verursachten Verzögerung zzgl. einer 
angemessenen Anlauff rist. Die Lieferfrist wird außerdem 
verlängert, soweit die Behinderung durch einen Umstand 
aus dem Risikobereich des Auftraggebers verursacht 
worden ist, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat. 
Eine Haftung des Auftragnehmers ist in den genannten 
Fällen ausgeschlossen. Der Auftragnehmer wird den Auf-
traggeber zeitnah über das Ereignis informieren.
5. Im kaufmännischen Verkehr steht dem Auftragnehmer 
an vom Auftraggeber angelieferten Vorlagen, Manu-
skripten, Rohmaterialien und sonstigen Gegenständen 
ein Zurückbehaltungsrecht gemäß § 369 HGB bis zur 
vollständigen Erfüllung aller fälligen Forderungen aus der 
Geschäftsverbindung zu.
6. Vom Kunden zu beschaff endes Material ist uns Frei 
Haus zu liefern. Die Bestätigung des Einganges bedeutet 
nicht eine Übernahme der Gewähr für die Richtigkeit der 
als geliefert bezeichneten Mengen. Der Kunde hat keinen 
Anspruch auf das Verpackungsmaterial und die Abfälle 
durch unvermeidlichen Abgang bei Druckzurichtungen 
und Fortdruck, durch Beschnitt, Ausstanzen und derglei-
chen.

V. Rücktrittsrecht nach Fernabsatzgesetz
1. Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) regelt die Bedin-
gungen und Möglichkeiten für einen evtl. Rücktritt von 
Waren, die u.a. über Online-Shops im 
Internet oder andere Fernabsatz-Vertriebswege
bezogen werden. Ein Rücktritt ist danach ausgeschlos-
sen, sofern es sich bei der zu erbringenden Leistung um 
ein nach Kundenspezifi kationen angefertigtes Produkt 
handelt (vgl. § 312d Abs. 4 Ziff er 1 BGB).

VI. Eigentumsvorbehalt
1. Die gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen Bezah-
lung Eigentum des Auftragnehmers.
2. Die nachfolgende Regelung gilt nur im kaufmänni-
schen Verkehr: Die gelieferte Ware bleibt bis zur vollstän-
digen Bezahlung aller zum Rechnungsdatum beste-
henden Forderungen des Auftragnehmers gegen den 
Auftraggeber sein Eigentum. Zur Weiterveräußerung ist 
der Auftraggeber nur im ordnungs-
gemäßen Geschäftsgang berechtigt. Der Auftraggeber 
tritt seine Forderungen aus der Weiterveräußerung 
hierdurch an den Auftragnehmer ab. Der Auftragnehmer 
nimmt die Abtretung hiermit an. Spätestens im Falle des 

Verzugs ist der Auftraggeber verpfl ichtet den Schuldner 
der abgetretenen Forderung zu nennen. Übersteigt der 
Wert der für den Auftragnehmer bestehenden Sicherhei-
ten dessen Forderung insgesamt um mehr als 20%, so 
ist der Auftragnehmer auf Verlangen des Auftraggebers 
oder eines durch die Übersicherung des Auftragnehmers 
beeinträchtigten Dritten insoweit zur Freigabe von Siche-
rungen nach Wahl des Auftragnehmers verpfl ichtet.

VII. Leistungsumfang und Gewährleistungen
1. Der Auftraggeber hat die Vertragsgemäßheit der 
gelieferten Ware sowie der zur Korrektur übersandten 
Vor- und Zwischenerzeugnisse in jedem Fall zu prüfen. 
Die Gefahr etwaiger Fehler geht mit der Druckreiferklä-
rung /Fertigungsreiferklärung auf den Auftraggeber über, 
soweit es sich nicht um Fehler handelt, die erst in dem 
sich an die Druckreiferklärung/Fertigungsreiferklärung 
anschließenden Fertigungsvorgang entstanden sind oder 
erkannt werden konnten. Das gleich gilt für alle sonstigen 
Freigabeerklärungen des Auftraggebers.
2. Beanstandungen sind nur innerhalb einer Woche nach 
Empfang der Ware zulässig. Versteckte Mängel, die nach 
der unverzüglichen Untersuchung nicht zu fi nden sind, 
müssen innerhalb der gesetzlichen Gewährleistungsfrist 
geltend gemacht werden.
3. Bei berechtigten Beanstandungen ist der Auftrag-
nehmer nach seiner Wahl unter Ausschluss anderer 
Ansprüche zur Nachbesserung und/oder Ersatzlieferung 
verpfl ichtet. Im Falle verzögerter, unterlassener oder miss-
lungener Nachbesserung oder Ersatzlieferung kann der 
Auftraggeber Herabsetzung der Vergütung (Minderung) 
oder Rückgängigmachung des Vertrages (Wandlung) 
verlangen.
4. Mängel eines Teils der gelieferten Ware berechtigen 
nicht zur Beanstandung der gesamten Lieferung, es sei 
denn, dass die Teillieferung für den Auftraggeber ohne 
Interesse ist.
5. Bei Reproduktionen in allen Herstellungsverfahren 
können geringfügige Abweichungen vom Original nicht 
beanstandet werden. Das gleiche gilt für den Vergleich 
zwischen sonstigen Vorlagen (z.B. Digital Proofs, Andru-
cken) und dem Endprodukt.
6. Für Abweichungen in der Beschaff enheit des einge-
setzten Materials haftet der Auftragnehmer nur bis zur 
Höhe des Auftragswertes.
7. Zulieferungen (auch Datenträger, übertragene Daten) 
durch den Auftraggeber oder durch einen von ihm ein-
geschalteten Dritten unterliegen keiner Prüfungspfl icht 
seitens des Auftragnehmers. Dies gilt nicht für off en-
sichtlich nicht verarbeitungsfähige oder nicht lesbare 
Daten. Bei Datenübertragungen hat der Auftraggeber vor 
Übersendung, jeweils dem neuesten technischen Stand 
entsprechende Schutzprogramme für Computerviren 
einzusetzen. Die Datensicherung obliegt allein dem Auf-
traggeber. Der Auftragnehmer ist berechtigt eine Kopie 
anzufertigen.
8. Mehr- oder Minderlieferungen bis zu 10 % der bestell-
ten Aufl age können nicht beanstandet werden. Berech-
net wird die gelieferte Menge.



9. Der Auftragnehmer ist nicht verpfl ichtet, zusätzlich zur 
Ware Zubehör einschließlich der Verpackung oder der 
Montageanleitung sowie anderer Anleitungen zu über-
geben, es sei denn, dies wurde ausdrücklich zwischen 
dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer vereinbart. 
Ungeachtet dessen wird die Ware - soweit erforderlich - in 
einer geeigneten Transportverpackung übergeben.
10. Die Vertragsgemäßheit der Ware richtet sich allein 
nach dem vertraglich Vereinbarten und nach öff entli-
chen Produktbeschreibungen des Auftragnehmers zum 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses, anderenfalls nach der 
üblichen Beschaff enheit. Für die Beurteilung der Ver-
tragsgemäßheit der Ware bleiben die Eignung für die 
gewöhnliche Verwendung und sonstige Erwartungen des 
Auftraggebers unberücksichtigt.
11. § 478 BGB bleibt unberührt.

VIII. Haftung
1. Der Auftragnehmer haftet nur für Schäden, die durch 
vorsätzliches oder grob fahrlässiges Handeln verursacht 
wurden, sowie bei der Verletzung wesentlicher Vertrags-
pfl ichten, soweit die Erreichung des Vertragszweckes 
gefährdet wird, bei Fehlen zugesicherter Eigenschaften 
und in Fällen zwingender Haftung nach dem Produkthaf-
tungsgesetz. Bei schuldhafter Verletzung wesentlicher 
Vertragspfl ichten wird nur für vertragstypische, vorher-
sehbare Schäden gehaftet.
2. Es gelten die gleichen Grundsätze für die Haftung der 
Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen des Auftragneh-
mers.
3. Werden Schadensersatzansprüche geltend gemacht, 
so müssen sie innerhalb von vier Monaten nach schriftli-
cher Ablehnung des Auftragnehmers klageweise geltend 
gemacht werden. Eine spätere Geltendmachung ist 
ausgeschlossen, es sei denn, 
dass ein Beweissicherungsverfahren eingeleitet wurde.
4. Im Übrigen gelten für die Haftung des Auftrag-
nehmers bei Fahrlässigkeit nachfolgende Regelungen: 
Schadensersatzansprüche wegen Mangelfolgeschäden, 
aus positiver Vertragsverletzung, Verschulden bei Ver-
tragsabschluss und unerlaubte Handlung sind ausge-
schlossen. Hat der Auftrag Lohnveredlungsarbeiten oder 
Weiterverarbeitung von Druckerzeugnissen zum 
Gegenstand, so haftet der Auftragnehmer nicht für die 
dadurch verursachte Beeinträchtigung des zu veredeln-
den oder weiterzuverarbeitenden Erzeugnisses. Scha-
densersatzansprüche wegen Unmöglichkeit oder Verzug 
sind beschränkt auf die Höhe des Auftragswertes (Eigen-
leistung ausschließlich Vorleistung und Material).
5. Bei Lohnveredelungsarbeiten (Material vom Auftragge-
ber zur Verarbeitung durch den Auftragnehmer überlas-
sen) übernimmt der Auftragnehmer keine Gewähr.
6. Für vom Auftraggeber überlassene Materialien und 
Gegenstände wird bei unentgeltlicher Lagerung seitens 
des Auftragnehmers keine Gewähr auf die Unversehrtheit 
dieser gegeben. Unentgeltlich gelagerte Materialien und 
Gegenstände sind nach 6 Monaten Nichtverwendung 
und Nichtgebrauch vom Auftraggeber zurückzuholen. 
Andernfalls kann der Auftragnehmer keine Gewähr auf 
Materialien und Gegenstände geben.

IX. Handelsbrauch
Im kaufmännischen Verkehr gelten die Handelsbräuche 
der Druckindustrie (z.B. keine Herausgabepfl icht von 
Zwischenerzeugnissen wie Daten, Lithos oder Druckplat-
ten, die zur Herstellung des geschuldeten Endprodukts 
erstellt werden), sofern kein abweichender Auftrag erteilt 
wurde.

X. Verjährung
Mängelansprüche des Auftraggebers verjähren mit Aus-
nahme der unter Ziff er VII. 1. genannten Schadensersatz-
ansprüche und solcher aus dem Produkthaftungsgesetz 
in einem Jahr beginnend mit der (Ab-)Lieferung der Ware. 
Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer den Mangel 
arglistig verschwiegen hat oder soweit er eine Garantie 
für die Beschaff enheit der Sache übernommen hat. § 478 
BGB bleibt ebenfalls unberührt.

XI. Archivierung
Dem Auftraggeber zustehende Produkte, insbesondere 
Daten und Datenträger, werden nur nach ausdrücklicher 
Vereinbarung und gegen besondere Vergütung über 
den Zeitpunkt der Übergabe des Endprodukts an den 
Auftragnehmer oder seine Erfüllungsgehilfen hinaus 
archiviert. Sollen die vorbezeichneten Gegenstände versi-
chert werden, so hat dies bei fehlender Vereinbarung der 
Auftraggeber selbst zu besorgen.

XII. Periodische Arbeiten
Verträge über regelmäßig wiederkehrende Arbeiten 
können mit einer Frist von mindestens 3 Monaten zum 
Schluss eines Monats gekündigt werden.

XIII. Eigentum, Urheberrecht
1. Die vom Auftragnehmer zur Herstellung des Ver-
tragserzeugnisses eingesetzten Betriebsgegenstände, 
insbesondere Filme,  Lithographien, digitale Daten und 
Datenträger, bleiben, auch wenn sie gesondert berechnet 
werden, Eigentum des Auftragnehmers und werden nicht 
ausgeliefert.
2. Der Auftraggeber haftet allein, wenn durch die Aus-
führung seines Auftrages Rechte, insbesondere Urheber-
rechte Dritter, verletzt werden. Der Auftraggeber hat den 
Auftragnehmer von allen Ansprüchen Dritter wegen einer 
solchen Rechtsverletzung freizustellen.
3. Jede Nutzung unseres geistigen Eigentums, mit Aus-
nahme interner Layoutzwecke in der Projektphase, ist 
honorarpfl ichtig. Als Nutzung gilt unter anderem jede ge-
druckte oder digitale Reproduktion als auch die Verwen-
dung eines Konzeptes/ Entwurfes als Vorlage für Kunden-
präsentationen sowie die Verwendung von Details, die 
mittels Montagen, Fotocomposing, Bildbearbeitung oder 
ähnlichen Techniken Bestandteil eines neuen Werkes 
werden. Es gilt das Urheberrecht der Schweizer GmbH.
4. Jegliche Weitergabe des Konzeptes/ Entwurfes an 
Dritte sowie jegliches Kopieren oder digitale Speichern 
der Konzepte/ Entwürfe zu Archivzwecken bedarf unserer 
schriftlichen Genehmigung. Wird hiergegen verstoßen, 
so ist die Schweizer GmbH berechtigt, einen pauschalen 
Schadensersatzbetrag von € 2.500,- pro Konzept/ Entwurf 



zu verlangen, wobei es der Schweizer GmbH freisteht, 
im Einzelfall auch einen höheren Schaden geltend zu 
machen.
5. Alle Konzepte und Entwürfe bleiben stets Eigentum der 
Schweizer GmbH und werden ausschließlich zum Erwerb 
von Nutzungsrechten am Urheberrecht zur Verfügung 
gestellt. Bei Erwerb von Nutzungsrechten gewährt Ihnen 
die Schweizer GmbH eine Nutzungslizenz, die ein einfa-
ches (falls nicht anderes vereinbart) - der Auftraggeber 
kann den Entwurf nutzen, der Autor kann jedoch auch 
weiteren Personen Nutzungsrechte einräumen - oder ein 
ausschließliches - der Auftraggeber ist allein nutzungs-
berechtigt - nicht übertragbares und nicht unterlizenz-
fähiges Recht zur Verwendung des von Ihnen in Auftrag 
gegebenes ausschließlich in dem in der Nutzungslizenz 
beschriebenen Verwendungsumfang beschreibt. Weitere 
Ansprüche auf Konzepte oder Entwürfe oder deren Nut-
zung können keinesfalls erhoben werden.

XIV. Erfüllungsort, Gerichtsstand, Wirksamkeit
1. Erfüllungsort und Gerichtsstand sind, wenn der 
Auftraggeber Kaufmann im Sinne des HGB ist oder im 
Inland keinen allgemeinen Gerichtsstand hat, für alle 
sich aus dem Vertragsverhältnis ergebende Streitigkeiten 
einschließlich Scheck-, Wechsel- und Urkundenprozesse, 
der Sitz des Auftragnehmers. Auf das Vertragsverhältnis 
fi ndet deutsches Recht Anwendung. UN-Kaufrecht ist 
ausgeschlossen.
2. Durch etwaige Unwirksamkeit einer oder mehrerer 
Bestimmungen wird die Wirksamkeit der übrigen Bestim-
mungen nicht berührt. Mit Ausnahme einer ausdrück-
lichen schriftlichen Verzichtserklärung sind keinerlei 
Handlungen oder Aktivitäten von der Schweizer GmbH 
als jeglicher Verzicht auf Ausführung einer dieser Klauseln 
auszulegen und zu interpretieren. Sollte die Schweizer 
GmbH auf die Geltendmachung eines bestimmten Teils 
dieser Vertragsbedingungen verzichten, so bedeutet dies 
nicht, dass gleichzeitig auch auf die Geltendmachung der 
anderen Klauseln verzichtet würde.
3. Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftraggebers 
werden nicht Vertragsbestandteil. 
4. Alle Änderungen und Ergänzungen vertraglicher 
Vereinbarungen müssen zu Nachweiszwecken schriftlich 
niedergelegt werden. Kündigungen haben schriftlich zu 
erfolgen. Meldungen, die schriftlich zu erfolgen haben, 
können auch per E-Mail erfolgen.


